Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1916 Nr. 13. 


——— ä — 


(Nr. 11505.) Geſetz zur Förderung der Anſiedlung. Vom 8. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
$1. 


() Die Staatsregierung wird ermächtigt, der Seehandlung (Preußiſchen 
Staatsbank) zum Zwecke der Gewährung von Zwiſchenkredit bei der Errichtung 
von Rentengütern einen Betrag von Einhundert Millionen Mark zur Verfügung 
zu ſtellen und die erforderlichen Mittel im Anleihewege zu beſchaffen. 

(2) Die aufkommenden Zinſen find von der Seehandlung an die Staats⸗ 
kaſſe abzuführen. 

6) Wird der der Seehandlung auf Grund dieſes Geſetzes zur Verfügung 
geſtellte Betrag an die Staatskaſſe zurückgezahlt, fo iſt er zur Verſtärkung der 
geſetzlichen Schuldentilgung zu verwenden. 


2 

c) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Schuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der Staats: 
ſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben werden. 
Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld. 
verſchreibungen in den erforderlichen Nennbeträgen zu beſchaffen. Die Schatz 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

(3) Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters zwei Wochen vor dem Fällig⸗ 
keitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 5 EN 
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() Wann, durch welche Stellen und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchem Kurſe die 
Schatzanweiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung 
der Anleihen die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


g. 8. 
Über die Verwendung des nach § 1 der Seehandlung zur Verfügung 
geſtellten Betrags iſt dem Landtag alljährlich Rechnung zu legen. 


94. 
Dem $ des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Swiſchenkredit bei 
Rentengutsgründungen, vom 12. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 300) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 20. Juli 1910 (eſetzſamml. S. 149) wird folgender Abſ. 3 


hinzugefügt: 

Werden Rentengüter von Kommunalverbänden oder Vereinigungen 
ausgegeben, die ſich mit innerer Koloniſation befaſſen und vom Miniſter 
für dieſe Vorſchrift als gemeinnützige Zwecke fördernd anerkannt ſind, 
ſo kann der Zwiſchenkredit auch gewährt werden, wenn für die Errichtung 
der Rentengüter die Vermittlung der Generalkommiſſion nicht eintritt. 


8 5. 

Der § 5 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von 
Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) erhält folgende Faſſung: 
N Erfolgt die Ablöſung der Rente ($ 1) oder die Gewährung des 
Darlehns (§ 2) zugleich mit der Begründung des Rentenguts, ſo kann 
die Zahlung der Rentenbankrente auf Antrag des Rentengutsbeſitzers 
bis zur Dauer von drei Jahren unterbleiben. Der der Rentenbank 
entſtehende Ausfall wird dadurch gedeckt, daß das abzulöſende Kapital 
um die geſtundeten Zinſen der Rentenbriefe und des zur Ergänzung 
gegebenen baren Geldes erhöht und von dieſer Summe die in Gemäßheit 
des § 3 berechnete Rentenbankrente während der Tilgungsperiode von 
60½ oder 56/2 Jahren gezahlt wird. 


8.6. 
Der $ 7 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von 
Rentengütern, vom 7. Juli 1891 Geſetzſamml. S. 279) erhält unter Aufhebung 
des jetzigen Abſ. 2 folgende Abſätze 2 bis 4: 


— 


(2) Haftet auf dem Rentengut eine dem willkürlichen Kündigungs⸗ 
rechte des Gläubigers entzogene Abtragshypothek einer Körperſchaft 
oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes, ſo kann inſoweit von der Vorſchrift 
des Abſ. 1 Nr. 1 mit der Wirkung abgeſehen werden, daß der Renten⸗ 
bankrente das Vorrecht vor der Abtragshypothek nicht zuſteht. 

6) Die Sicherheit kann als vorhanden angenommen werden, wenn 
der Nennwert des als Abfindung oder als Darlehn gegebenen Renten⸗ 
briefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes inner⸗ 
halb der erſten drei Viertel des durch ritterſchaftliche, landſchaftliche 
oder beſondere Taxe zu ermittelnden Wertes der Liegenſchaften zu 
ſtehen kommt. a 

() Bei Rentengütern, die nur fo groß find, daß fie ganz oder 
hauptſächlich ohne fremde Arbeitskräfte bewirtſchaftet werden können, 
kann die Sicherheit auch dann als vorhanden angenommen werden, 
wenn der Nennwert des als Abfindung oder als Darlehn gegebenen 
Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes 
innerhalb der erſten neun Zehntel des durch eine der vorbezeichneten 
Tagen zu ermittelnden Wertes der Liegenſchaften zu ſtehen kommt. 
Die Rentenbank hat jedoch das Recht, die ſofortige Ablöſung des die 
Sicherheit nach Abſ. 3 überſteigenden Teiles der Rentenbankrente zu ver⸗ 
langen, wenn der Rentengutsbeſitzer oder ein Dritter auf das Rentengut in 
ſolcher Weiſe einwirkt, daß eine die Sicherheit der Rente gefährdende 
Verſchlechterung des Grundſtücks zu beſorgen iſt, oder wenn der Renten⸗ 
gutsbeſitzer in Konkurs gerät oder durch Zwangsvollſtreckung zur Zahlung 
der rückſtändigen Rentenbankrente angehalten werden muß, oder wenn 
das Eigentum an dem Rentengut auf einen anderen als einen ſeiner 
Abkömmlinge oder ſeine Ehefrau übergeht. 


§ 7. 
Der § 9 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) wird dahin ge⸗ 
ändert, daß in Zeile 1 „( 7 Abſ. 2)“ durch „& 7 Abſ. 3)“ erſetzt wird. 


88. 

Dem § 12 Abſ. 4 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der 
Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) wird 
folgender Satz 2 hinzugefügt: 

Dasſelbe gilt, wenn ohne Vermittlung der Generalkommiſſion Renten- 
güter von Kommunalverbänden oder Vereinigungen ausgegeben werden, 
die ſich mit innerer Koloniſation befaſſen und vom Minifter für dieſe 
Vorſchrift als gemeinnützige Zwecke fördernd anerkannt ſind. 


Ehe 


gg; 

Werden Rentengüter von Kommunalverbänden oder Vereinigungen, die fich 
mit innerer Koloniſation befaſſen und vom Miniſter für dieſe Vorſchrift als 
gemeinnützige Zwecke fördernd anerkannt ſind, ohne Vermittlung der General⸗ 
kommiſſion ausgegeben, ſo ſind alle zur Durchführung dieſes Verfahrens erforder⸗ 
lichen Geſchäfte und Verhandlungen der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit, ein- 
ſchließlich der grundbuchrichterlichen Tätigkeit, von den Gerichtsgebühren und von 
der Stempelſteuer befreit. 

8 10. 

Auf die Veräußerung von Teilen eines land- oder forſtwirtſchaftlichen 
Grundſtücks zur Errichtung neuer ländlicher Stellen mittleren oder kleinen Um- 
fanges oder zur Umwandlung beſtehender unſelbſtändiger ländlicher Stellen in 
Stellen mittleren oder kleinen Umfanges finden die geſetzlichen Vorſchriften über 
den erleichterten Abverkauf von Grundſtücken Anwendung mit der Maßgabe, daß 
das Anſchädlichkeitszeugnis auch bei der Abveräußerung größerer Trennſtücke 
erteilt werden kann, wenn die Sicherheit der Berechtigten nicht vermindert wird. 


§ 11. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der 
zuſtändige Miniſter. f N 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Mai 1916. 


(JL. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Schr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. v. Jagow. Helfferich. 
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